
 

   Merkblatt zum Abbruch von Gebäuden (Stand Jan. 2026)  

Durch die am 01.01.2019 in Kraft getretene Änderung der Landesbauordnung NRW wird für anzeigepflichtige 
Abbruchvorhaben keine baurechtliche Genehmigung mehr erteilt. Dennoch sind vom Bauherrn bzw. den 
Abbruchunternehmern alle gesetzlichen Vorgaben einzuhalten. Hierfür soll das Merkblatt eine Orientierungshilfe 
darstellen: 

Abfallentsorgung (Ansprechpartnerin: Frau Lükermann  05231-62 77513) 

• Beim Abbruch sind die einschlägigen abfallrechtlichen Gesetze und Verordnungen (s. Überblick) einzuhalten. 
 

• Für eine ordnungsgemäße Entsorgung sind die Abbruchabfälle in einer zugelassenen Untersuchungsstelle zu 
analysieren und gemäß der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) vom 10.12.2001 einer entsprechenden 
Abfallschlüsselnummer (ASN) zuzuordnen. 
 

• Zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen und schadlosen sowie möglichst hochwertigen Verwertung haben 
Erzeuger und Besitzer von Bau- und Abbruchabfällen, die Abfallfraktionen, soweit diese getrennt anfallen, jeweils 
getrennt zu halten, zu lagern, einzusammeln, zu befördern und einer Verwertung zuzuführen. Eine gemeinsame Erfas-
sung der oben aufgeführten Abfälle ist nur unter Einhaltung der GewAbfV gemäß § 8 Abs. 1 & 2 möglich. 
 

• Die Belege über die ordnungsgemäße Entsorgung aller gefährlichen Abfälle sind der Unteren Abfallwirtschaftsbehörde 

des Kreises Lippe nach Ende der Abbrucharbeiten unaufgefordert vorzulegen (gemäß § 47ff KrWG). 

 

Wassergefährdende Stoffe (AwSV) (Ansprechpartner: Herr Ahlborn  05231-62 6720) 

• Befinden sich in dem Abbruchobjekt Öltanks oder andere Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, 
müssen diese vor Beginn der Abbrucharbeiten ordnungsgemäß stillgelegt werden. Arbeiten (hier: Stilllegung) an 
solchen Anlagen dürfen nur durch Fachbetriebe mit einer Zulassung nach § 62 AwSV (früher § 19 l WHG) durchgeführt 
werden. Entsprechende Bescheinigungen (Stilllegungsbescheinigungen und Entsorgungsnachweise) sind dem Kreis 
Lippe - FG 701 - unaufgefordert vorzulegen. 
 

• Werden bei Abbruch- und Erdarbeiten bislang nicht bekannte Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
(z.B. Tankanlagen) und/oder Abwasserbehandlungsanlagen (z.B. Ölabscheider) oder Verunreinigungen durch 
ausgetretene wassergefährdende Stoffe (Kraftstoff, Öl, usw.) festgestellt, hat der Bauherr den Kreis Lippe - FG 701 - 
unverzüglich zur Festlegung erforderlicher Maßnahmen zu benachrichtigen. Die Arbeiten dürften erst nach Zustim-
mung durch den Kreis Lippe wieder aufgenommen werden.  

 

Bodenschutz/Altlasten und Ersatzbaustoffverordnung  
(Ansprechpartner: Herr Oberbracht  05231-62 670 / Herr Kerkmann  05231-62 6730) 

• Finden sich im Rahmen des Rückbaus Anhaltspunkte für Bodenverunreinigungen, ist die Untere Bodenschutzbehörde 
zu informieren, um die weitere Vorgehensweise abzustimmen. 
 

• Der Bauherr hat sich vor Beginn der Abrissarbeiten bei der Unteren Bodenschutzbehörde zu erkundigen, ob das 
abzureißende Objekt im Altlastenkataster des Kreises Lippe verzeichnet ist. 

 

Immissionsschutz (Ansprechpartnerin: Frau Klüter  05231-62 6330) 

• Der Abbruch und die damit verbundenen Arbeiten sind nur werktags in der Zeit von 07.00 bis 20.00 Uhr zulässig. 
§22 BImSchG i. V. mit TA Lärm, VVBaulärmG und 32. BImSchV). 

 

• Die bei den Abbruch-, Verlade- und sonstigen Arbeiten entstehenden staubförmigen Emissionen sind durch geeignete 

Maßnahmen (z. B. Beregnung) auf ein Mindestmaß zu beschränken. 
 

• In Wohngebieten sollte nach Möglichkeit auf den Einsatz eines mobilen Gesteinsbrechers verzichtet werden. 

 

• Die auf der Baustelle eingesetzten Maschinen müssen der Verordnung zur Durchführung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung – 32. BImSchV) entsprechen. 

 

• Die Zuwegungen zur Baustelle sind regelmäßig zu säubern. 
 

• Der Abbruch asbesthaltiger Materialien ist spätestens sieben Tage vor Beginn der Arbeiten der Bezirksregierung 

Detmold - Bereich Arbeitsschutz - schriftlich anzuzeigen. Derartige Arbeiten dürfen nur von Fachfirmen unter 
Beachtung der TRGS 519 "Asbest-Abbruch, Sanierung- oder Instandhaltungsarbeiten" ausgeführt werden.  

 

 

 



 

Artenschutz (Ansprechpartner: Frau Warkentin  05231-62 6490 / Herr Westphal  05231-62 6491)  

In Gebäuden oder Gebäudeteilen, die zum Abbruch vorgesehen sind, können oft geschützte Tierarten wie Fledermäuse, 
Schwalben, Eulen oder Turmfalken vorkommen. Diese dürfen beim Abbruch nicht getötet oder verletzt werden. Auch ihre 
Lebensstätten sind geschützt, da diese meistens jedes Jahr wieder genutzt werden (§ 44 BNatSchG). Daher muss vor 
dem Abbruch von einem Fachmann/-frau geprüft werden, ob geschützte Tierarten vorkommen und ob geschützte 
Lebensstätten betroffen sind. Der Vorhabenträger ist eigenverantwortlich zur Einhaltung des vorgenannten Gesetzes 
verpflichtet und muss sicherstellen, dass die artenschutzrechtlichen Vorgaben eingehalten werden. Dabei gilt: 

• Die Durchführung der Abbruchmaßnahme ist in der Regel nur zwischen dem 1.10. und dem 01.03. zulässig.  
 

• Auch die Durchführung von Ersatzmaßnahmen für verlorengehende Lebensstätten, wie z. B. Anbringen von 

Fledermausnistkästen auf dem Grundstück, ist verpflichtend.  
 

• Werden während des Abbruchs geschützte Tiere festgestellt, sind die Arbeiten sofort zu unterbrechen und es ist 
Kontakt mit der Unteren Naturschutzbehörde aufzunehmen, um die weitere Vorgehensweise abzustimmen. 

Bei Nichteinhaltung dieser gesetzlichen Vorgaben kann es zu Ordnungswidrigkeits- oder sogar zu Strafverfahren 
kommen. 

 
Überblick über die wichtigsten gesetzlichen Grundlagen 

 

AltholzV 
Verordnung über Anforderungen an die Verwertung und Beseitigung von Altholz (Altholzverordnung) vom 

15.08.2002, zuletzt geändert am 29.03.2017 

AVV 
Abfallverzeichnis-Verordnung- Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis vom 10.12.2001, 

zuletzt geändert am 17.07.2017 

AwSV Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen vom 18.04.2017, 

BodSchG 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundesboden-

schutzgesetz) v. 17.03.1998, zuletzt geändert am 31.12.2018 

BNatSchG 
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom 29.07.2009, 

zuletzt geändert am 13.05.2019 

BBodSchV Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung vom 12.07.1999, letzte Neufassung vom 09.07.2021 

ErsatzbaustoffV 
Verordnung über Anforderungen an den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in technische Bauwerke 

(Ersatzbaustoffverordnung – ErsatzbaustoffV) vom 01.08.2023 

ChemG Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Stoffen (Chemikaliengesetz) v. 28.08.2013 zuletzt geändert am 18.07.2017 

GefStoffV 
Verordnung zum Schutz vor gefährlichen Stoffen (Gefahrstoffverordnung) vom 26.11.2010,  

zuletzt geändert am 29.03.2017 

GewAbfV 
Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsabfällen und von bestimmten Bau- und Ab-

bruchabfällen (Gewerbeabfallverordnung – GewAbfV) vom 18.4.2019 

KrWG 
Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von Abfällen 

(Kreislaufwirtschaftsgesetz) vom 24.02.2012, zuletzt geändert am 27.03.2017 

LKrWG 
Kreislaufwirtschaftsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeskreislaufwirtschaftsgesetz – LKrWG) vom 21. 

Juni 1988, zuletzt geändert am 25.03.2022 

LNatSchG 

NRW 

Gesetz zum Schutz der  Naturhaushalts in NRW (Landesnaturschutzgesetzt vom 21.07.2000,  

zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.03.2019) 

PCBAbfallV 
Verordnung über die Entsorgung polychlorierter Biphenyle, polychlorierter Terphenyle und halogenierter Monome-

thyldiphenylmethane (PCB / PCT Abfallverordnung) vom 26.06.2000, zuletzt geändert am 24.02.2012 

TRGS 519 
Technische Regeln für Gefahrstoffe TRGS 519 Asbest - Abbruch-, Sanierungs- oder Instandhaltungsarbeiten; 

01.01.2007, zuletzt geändert am 02.03.2015 

TRGS 521 
Technische Regeln für Gefahrstoffe Faserstäube - Abbruch-, Sanierungs- oder Instandhaltungsarbeiten mit alter 

Mineralwolle; vom 01.02.2008  

LAGA M 23 
Mitteilung der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 23 - Vollzugshilfe zur Entsorgung asbesthaltiger 

Abfälle - Stand: 29. November 2022 - veröffentlicht am 08.05.2023 

 


